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lfd. 
Nr. Verwaltungsvorschlag vom 25. Juni 2024 Änderungsvorschlag der Fraktionen Begründung 

1. § 5 Abs. 1:  
(1) Dem Hauptausschuss gehören neben der 
Oberbürgermeisterin oder dem 
Oberbürgermeister neun/elf Mitglieder der 
Stadtvertretung an. Für jedes gewählte 
Hauptausschussmitglied können bis zu zwei 
Stellvertreterinnen oder Stellvertreter gewählt 
bestimmt werden, die jeweils die Mitglieder ihrer 
Fraktion oder Zählgemeinschaft vertreten 
können.  
 

§ 5 Abs. 1:  
(1) Dem Hauptausschuss gehören neben der 
Oberbürgermeisterin oder dem 
Oberbürgermeister neun Mitglieder der 
Stadtvertretung an. Für jedes gewählte 
Hauptausschussmitglied können bis zu zwei 
Stellvertreterinnen oder Stellvertreter gewählt 
bestimmt werden, die jeweils die Mitglieder ihrer 
Fraktion oder Zählgemeinschaft vertreten 
können.  
 

9 Mitglieder sind ausreichend. 
 
Kosten werden gespart (siehe Nr. 5) 
 

2. § 5 Abs. 2: 
(2) Angelegenheiten, deren Entscheidung der 
Stadtvertretung vorbehalten ist,  
sollen dem Hauptausschuss zur Vorberatung 
zugewiesen werden. 

§ 5 Abs. 2: 
(2) Vorlagen, deren Entscheidung der 
Stadtvertretung vorbehalten ist, sowie 
Informationsvorlagen  
sollen dem Hauptausschuss zur Vorberatung 
zugewiesen werden. 

Konkretisierung und Ergänzung, damit 
auch z.B. Berichte und andere 
Informationsvorlagen grundsätzlich 
auch in die jeweiligen Fachgremien 
verwiesen werden können.  
 
Der neue Wortlaut würde so zur 
Geschäftsordnung passen. 

3. § 5 Abs. 4   +   § 5 Abs. 5: 
 
Erhöhung der Wertgrenzen  
 

§ 5 Abs. 4:   +   § 5 Abs. 5: 
 
Ablehnung der Erhöhung der Wertgrenzen 

Beibehaltung aller bisherigen 
Wertgrenzen im § 5 Abs. 4 + 5! 
 
Wahrung der Transparenz 

4. § 6 Abs. 1:  
4. Ausschuss für Bildung, Soziales, Sport, 
Gesundheit und Chancengleichheit (BSS) mit 
den Aufgaben:  
… 
 

§ 6 Abs. 1:  
4. Ausschuss für Bildung, Soziales und Sport  
(BSS) mit den Aufgaben:  
… 

Reduzierung zur Vereinfachung des 
Sprachgebrauchs auf maximal  
3 Begriffe bzw. Aufgabenbereiche.  
 
Nicht alle Aufgaben eines 
Ausschusses müssen auch im Namen 
sein. (Gleichbehandlung mit anderen 
Ausschüssen)  
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5. § 6 Abs. 2:  
(2) Die Ausschüsse haben neun/elf Mitglieder, 
von denen bis zu vier/fünf sachkundige 
Einwohnerinnen und Einwohner sein können. 
Mitglieder in beratenden Ausschüssen können 
jederzeit und ohne Angabe von Gründen 
schriftlich gegenüber der Stadtpräsidentin oder 
dem Stadtpräsidenten von ihrer Funktion 
zurücktreten. Ein solcher Rücktritt wird den 
Mitgliedern der Stadtvertretung kurzfristig 
mitgeteilt.  

§ 6 Abs. 2:  
(2) Die Ausschüsse haben neun Mitglieder, von 
denen bis zu vier sachkundige Einwohnerinnen 
und Einwohner sein können. Mitglieder in 
beratenden Ausschüssen können jederzeit und 
ohne Angabe von Gründen schriftlich gegenüber 
der Stadtpräsidentin oder dem Stadtpräsidenten 
von ihrer Funktion zurücktreten. Ein solcher 
Rücktritt wird den Mitgliedern der 
Stadtvertretung kurzfristig mitgeteilt.  

Reduzierung und somit Rückkehr zur 
Ausschussgröße von vor 2019 
 
Rund 100.000 € werden dadurch und 
die Reduzierung im HA per Jahr 
eingespart.  
(laut Büro der Stadtvertretung) 

6. § 12 Abs. 4: 
(4) Mitglieder der Stadtvertretung erhalten für 
die Teilnahme an Sitzungen  
- der Stadtvertretung  
- der Ausschüsse  
- der Fraktionen  
ein Sitzungsgeld in Höhe von 60 EUR und 
einen monatlichen Sockelbetrag von 150 EUR. 

§ 12 Abs. 4: 
(4) Mitglieder der Stadtvertretung erhalten für 
die Teilnahme an Sitzungen  
- der Stadtvertretung  
- der Ausschüsse  
- der Fraktionen  
ein Sitzungsgeld in Höhe von 60 EUR und 
einen monatlichen Sockelbetrag von 200 
EUR. 
 

Höhere Anerkennung des 
Ehrenamtlichen Engagements. 
 
Entstehende Mehrkosten: rund 25.000 
€ pro Jahr.  
(laut Büro der Stadtvertretung) 
 
Kompensation durch die Reduzierung 
der Ausschussgrößen. 
 

7. § 12 Abs. 7:  
Den Mitgliedern der Beiräte nach § 10 wird 
eine monatliche pauschalierte 
Aufwandsentschädigung in Höhe von 10 EUR 
gewährt. 
 

§ 12 Abs. 7:  
Den Mitgliedern der Beiräte nach § 10 wird 
eine monatliche pauschalierte 
Aufwandsentschädigung in Höhe von 15 EUR 
gewährt. 
 

Höhere Anerkennung des 
Ehrenamtlichen Engagements. 
 
Kompensation durch die Reduzierung 
der Ausschussgrößen. 
 

 

gez. Gert Rudolf     gez. Gerd Böttger    
Vorsitzender      Vorsitzender     
CDU-Fraktion     Fraktion DIE LINKE    

 


